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<RepeatBlock-Amend>

[bookmark: _GoBack]<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>1</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2.	begrüßt, dass der Überschuss 2024 in erster Linie auf eine Zunahme der Schwankungen bei Titel 4 (Einnahmen aus Kapitaleinkünften, Verzugszinsen und Geldbußen) zurückzuführen ist, während der Ausgabenüberschuss mit 273 Mio. EUR sehr gering ausgefallen ist;
	2.	stellt fest, dass der Überschuss 2024 in erster Linie auf eine Zunahme der Schwankungen bei Titel 4 (Einnahmen aus Kapitaleinkünften, Verzugszinsen und Geldbußen) zurückzuführen ist, während sich der Ausgabenüberschuss auf 273 Mio. EUR belief;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>2</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Joachim Streit</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	stellt mit Bedauern fest, dass durch die Einstellung des Überschusses in den Haushalt der Gesamtbeitrag der Mitgliedstaaten in Form von BNE-Eigenmitteln zur Finanzierung des Haushaltsplans 2025 um den entsprechenden Betrag verringert wird; betont, dass in einer Zeit, in der der Finanzierungsbedarf – insbesondere mit Blick auf die Mittelüberschreitung des EURI – weiterhin hoch und der Spielraum innerhalb des Unionshaushalts nach wie vor sehr begrenzt ist, der Haushalt ein ausreichendes Maß an Flexibilität aufweisen sollte, damit die Union in der Lage ist, unvorhergesehene Ereignisse und neue Prioritäten, die sich abzeichnen, zu bewältigen; betont, dass die Flexibilität des Unionshaushalts eine der zentralen Fragen ist, die bei den Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit nach 2027 diskutiert werden müssen;
	3.	begrüßt, dass durch den Überschuss die BNE-basierte Eigenmittelbeiträge der Mitgliedstaaten verringert werden, wodurch die Belastung der nationalen Haushalte in einer Zeit anhaltenden inländischen Haushaltsdrucks reduziert wird; betont, dass ein gewisses Maß an Flexibilität zwar notwendig ist, aber durch eine strenge Haushaltsdisziplin, eine bessere Prioritätensetzung bei den Ausgaben und eine größere Effizienz wettgemacht werden muss; hebt hervor, dass der EU-Haushalt schlank und kalkulierbar bleiben und konsequent auf die Erzielung eines messbaren Mehrwerts für die Bürger ausgerichtet sein muss, was insbesondere für den mehrjährigen Finanzrahmen nach 2027 gilt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>3</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Auke Zijlstra</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	stellt mit Bedauern fest, dass durch die Einstellung des Überschusses in den Haushalt der Gesamtbeitrag der Mitgliedstaaten in Form von BNE-Eigenmitteln zur Finanzierung des Haushaltsplans 2025 um den entsprechenden Betrag verringert wird; betont, dass in einer Zeit, in der der Finanzierungsbedarf – insbesondere mit Blick auf die Mittelüberschreitung des EURI – weiterhin hoch und der Spielraum innerhalb des Unionshaushalts nach wie vor sehr begrenzt ist, der Haushalt ein ausreichendes Maß an Flexibilität aufweisen sollte, damit die Union in der Lage ist, unvorhergesehene Ereignisse und neue Prioritäten, die sich abzeichnen, zu bewältigen; betont, dass die Flexibilität des Unionshaushalts eine der zentralen Fragen ist, die bei den Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit nach 2027 diskutiert werden müssen;
	3.	stellt fest, dass durch die Einstellung des Überschusses in den Haushalt der Gesamtbeitrag der Mitgliedstaaten in Form von BNE-Eigenmitteln zur Finanzierung des Haushaltsplans 2025 um den entsprechenden Betrag verringert wird; betont, dass in einer Zeit, in der der Finanzierungsbedarf – insbesondere mit Blick auf die Mittelüberschreitung des EURI – weiterhin hoch und der Spielraum innerhalb des Unionshaushalts nach wie vor sehr begrenzt ist, der Haushalt ein ausreichendes Maß an Flexibilität aufweisen sollte, damit die Union in der Lage ist, unvorhergesehene Ereignisse und neue Prioritäten, die sich abzeichnen, zu bewältigen; 


Or. <Original>{NL}nl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>4</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	stellt mit Bedauern fest, dass durch die Einstellung des Überschusses in den Haushalt der Gesamtbeitrag der Mitgliedstaaten in Form von BNE-Eigenmitteln zur Finanzierung des Haushaltsplans 2025 um den entsprechenden Betrag verringert wird; betont, dass in einer Zeit, in der der Finanzierungsbedarf – insbesondere mit Blick auf die Mittelüberschreitung des EURI – weiterhin hoch und der Spielraum innerhalb des Unionshaushalts nach wie vor sehr begrenzt ist, der Haushalt ein ausreichendes Maß an Flexibilität aufweisen sollte, damit die Union in der Lage ist, unvorhergesehene Ereignisse und neue Prioritäten, die sich abzeichnen, zu bewältigen; betont, dass die Flexibilität des Unionshaushalts eine der zentralen Fragen ist, die bei den Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit nach 2027 diskutiert werden müssen;
	3.	begrüßt, dass durch die Einstellung des Überschusses in den Haushalt der Gesamtbeitrag der Mitgliedstaaten in Form von BNE-Eigenmitteln zur Finanzierung des Haushaltsplans 2025 um den entsprechenden Betrag verringert wird; betont, dass in einer Zeit, in der der Finanzierungsbedarf – insbesondere mit Blick auf die Mittelüberschreitung des EURI – weiterhin hoch und der Spielraum innerhalb des Unionshaushalts nach wie vor sehr begrenzt ist, der Haushalt ein ausreichendes Maß an Flexibilität aufweisen sollte, damit die Union in der Lage ist, unvorhergesehene Ereignisse und neue Prioritäten, die sich abzeichnen, zu bewältigen; betont, dass die Flexibilität des Unionshaushalts eine der zentralen Fragen ist, die bei den Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit nach 2027 diskutiert werden müssen;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>5</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 5</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	5.	weist auf seinen seit Langem vertretenen Standpunkt hin, dass unerwartete Gewinne aufgrund von Geldbußen und Gebühren bzw. entsprechende Beträge als zusätzliche Einnahmen für den Unionshaushalt für die Krisenreaktion oder einen unerwarteten Bedarf verwendet werden und nicht zu einer entsprechenden Verringerung der BNE-basierten Beiträge führen sollten;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>6</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Auke Zijlstra</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 5</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	5.	weist auf seinen seit Langem vertretenen Standpunkt hin, dass unerwartete Gewinne aufgrund von Geldbußen und Gebühren bzw. entsprechende Beträge als zusätzliche Einnahmen für den Unionshaushalt für die Krisenreaktion oder einen unerwarteten Bedarf verwendet werden und nicht zu einer entsprechenden Verringerung der BNE-basierten Beiträge führen sollten;
	entfällt


Or. <Original>{NL}nl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>7</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Joachim Streit</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 5</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	5.	weist auf seinen seit Langem vertretenen Standpunkt hin, dass unerwartete Gewinne aufgrund von Geldbußen und Gebühren bzw. entsprechende Beträge als zusätzliche Einnahmen für den Unionshaushalt für die Krisenreaktion oder einen unerwarteten Bedarf verwendet werden und nicht zu einer entsprechenden Verringerung der BNE-basierten Beiträge führen sollten;
	5.	weist auf seinen seit Langem vertretenen Standpunkt hin, dass unerwartete Gewinne aufgrund von Geldbußen und Gebühren bzw. entsprechende Beträge transparent und ausschließlich dafür verwendet werden sollten, um auf außergewöhnliche, klar definierte Erfordernissen auf Unionsebene zu reagieren; betont, dass diese Einnahmen nicht an die Stelle der strukturellen Finanzierung treten oder zu einer automatischen Senkung der Beiträge der Mitgliedstaaten führen dürfen, ohne dass eine angemessene Bewertung erfolgt; hebt hervor, dass die Inanspruchnahme von unvorhersehbaren Einnahmen weder die Haushaltsstabilität noch die haushaltspolitische Rechenschaftspflicht beeinträchtigen darf;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>8</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Joachim Streit</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	nimmt den Posten unter dem neuen Artikel 425 zu negativen Einnahmen zur Kenntnis, der sich auf 534 Mio. EUR beläuft, und begrüßt diese Vorgehensweise, mit der die Kosten für Zahlungen im Rahmen von Vergleichsvereinbarungen in den Haushalt einbezogen werden, die zu Entschädigungen in Form von Ausgleichs- und Verzugszinsen für die Rückzahlung von Geldbußen in Wettbewerbsangelegenheiten führen, die gemäß einschlägigen Urteilen des Gerichtshofs aufgehoben oder herabgesetzt wurden; weist darauf hin, dass das Parlament bei den Verhandlungen über die Neufassung der Haushaltsordnung auf dieser Vorgehensweise bestanden hatte, da die Alternative die Festlegung zusätzlicher Mittel für Ausgaben in der bereits überlasteten Rubrik 7 bedeutet hätte; weist erneut darauf hin, dass diese Lösung am 31. Dezember 2027 ausläuft; fordert die Kommission auf, für den nächsten MFR eine endgültige Lösung vorzuschlagen, mit der das gleiche Ziel erreicht wird, d. h. jegliche Auswirkungen auf die Ausgabenseite des Haushalts zu verhindern;
	6.	nimmt den Posten unter dem neuen Artikel 425 zu negativen Einnahmen zur Kenntnis, der zur Einbeziehung von Kosten im Zusammenhang mit Rückzahlungen im Rahmen von Vergleichsvereinbarungen verwendet wird, wobei es um Ausgleichs- und Verzugszinsen nach der Aufhebung oder Herabsetzung von Geldbußen in Wettbewerbsangelegenheiten durch den Gerichtshof geht; stellt fest, dass mit diesem Vorgehen eine direkte Belastung auf der Ausgabenseite des Haushaltsplans verhindert wird, weist jedoch darauf hin, dass es sich um eine befristete Vorgehensweise handelt, die bis zum 31. Dezember 2027 in Kraft ist; betont, dass jedwede künftige Lösung auf transparenten Rechnungslegungsgrundsätzen beruhen, eine Verzerrung der Darstellung der Finanzlage der Union verhindert und die uneingeschränkte haushaltspolitische Rechenschaftspflicht sichergestellt werden sollte; fordert die Kommission auf, im Zusammenhang mit dem nächsten MFR zu gegebener Zeit eine rechtlich solide und haushaltsneutrale Lösung vorzulegen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>9</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	betont, dass für den Unionshaushalt nachhaltige Einnahmen erforderlich sind; bedauert daher, dass im Rat keinerlei Fortschritte bei der Reform des Eigenmittelsystems im Sinne des in der Interinstitutionellen Vereinbarung vorgesehenen Fahrplans erzielt wurden; bekräftigt seinen Standpunkt, den es zur Unterstützung der geänderten Kommissionsvorschläge vorgebracht hat, und fordert den Rat auf, diese Vorschläge dringend anzunehmen, um die für den Haushalt der Union verfügbaren Eigenmittel zu diversifizieren und zu konsolidieren;
	entfällt


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>10</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Auke Zijlstra</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	betont, dass für den Unionshaushalt nachhaltige Einnahmen erforderlich sind; bedauert daher, dass im Rat keinerlei Fortschritte bei der Reform des Eigenmittelsystems im Sinne des in der Interinstitutionellen Vereinbarung vorgesehenen Fahrplans erzielt wurden; bekräftigt seinen Standpunkt, den es zur Unterstützung der geänderten Kommissionsvorschläge vorgebracht hat, und fordert den Rat auf, diese Vorschläge dringend anzunehmen, um die für den Haushalt der Union verfügbaren Eigenmittel zu diversifizieren und zu konsolidieren;
	entfällt


Or. <Original>{NL}nl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>11</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Joachim Streit</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	betont, dass für den Unionshaushalt nachhaltige Einnahmen erforderlich sind; bedauert daher, dass im Rat keinerlei Fortschritte bei der Reform des Eigenmittelsystems im Sinne des in der Interinstitutionellen Vereinbarung vorgesehenen Fahrplans erzielt wurden; bekräftigt seinen Standpunkt, den es zur Unterstützung der geänderten Kommissionsvorschläge vorgebracht hat, und fordert den Rat auf, diese Vorschläge dringend anzunehmen, um die für den Haushalt der Union verfügbaren Eigenmittel zu diversifizieren und zu konsolidieren;
	7.	betont, dass ein stabiles, transparentes und verlässliches Finanzierungssystem der Union, bei dem die demokratische Rechenschaftspflicht uneingeschränkt geachtet wird, enorm wichtig ist; stellt fest, dass es im Rat keinen Fortschritt bei den Diskussionen über die Reform des Eigenmittelsystems gibt; ist der Ansicht, dass jedweder Vorschlag für neue Eigenmittel einer gründlichen Prüfung unterzogen werden, einen eindeutigen Mehrwert auf Unionsebene aufweisen und mit der haushaltspolitischen Verantwortung vereinbar sein muss; betont, dass jedwede Ausweitung der Finanzierungsinstrumente der Union sorgfältig geprüft werden muss und nicht zu einer dauerhaften Verlagerung der haushaltspolitischen Zuständigkeiten führen darf;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>12</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rasmus Andresen</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	betont, dass für den Unionshaushalt nachhaltige Einnahmen erforderlich sind; bedauert daher, dass im Rat keinerlei Fortschritte bei der Reform des Eigenmittelsystems im Sinne des in der Interinstitutionellen Vereinbarung vorgesehenen Fahrplans erzielt wurden; bekräftigt seinen Standpunkt, den es zur Unterstützung der geänderten Kommissionsvorschläge vorgebracht hat, und fordert den Rat auf, diese Vorschläge dringend anzunehmen, um die für den Haushalt der Union verfügbaren Eigenmittel zu diversifizieren und zu konsolidieren;
	7.	betont, dass für den Unionshaushalt nachhaltige Einnahmen erforderlich sind; bedauert daher, dass im Rat keinerlei Fortschritte bei der Reform des Eigenmittelsystems im Sinne des in der Interinstitutionellen Vereinbarung vorgesehenen rechtsverbindlichen Fahrplans erzielt wurden; bekräftigt seinen Standpunkt, den es zur Unterstützung der geänderten Kommissionsvorschläge vorgebracht hat, und fordert den Rat auf, diese Vorschläge dringend anzunehmen, um die für den Haushalt der Union verfügbaren Eigenmittel zu diversifizieren und zu konsolidieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>13</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 7 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	7a.	lehnt die Annahme neuer Eigenmittel in der derzeitigen Form ab, da die Kaufkraft der Unionsbürger schon jetzt unter Druck steht und sich auch die europäischen Unternehmen bereits in einer kritischen Lage befinden; fordert stattdessen, dass die Unionsmittel besser verwalten werden, insbesondere die Streichung von Ausgaben, die nicht in den Zuständigkeitsbereich der EU fallen und/oder unnötig sind, und dass eine echte Haushaltskontrolle durchgeführt wird, sodass ein beträchtlicher haushaltspolitischer Spielraum geschaffen wird, nicht zuletzt auch durch die Umsetzung der zahlreichen Empfehlungen, die der Europäische Rechnungshof völlig zu Recht formuliert hat;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>14</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 7 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	7b.	betont, dass die zahlreichen Ausgaben, die schädlich sind und/oder nicht in den Zuständigkeitsbereich der Union fallen, gestrichen werden müssen, soweit sie den Rahmen ihrer Kompetenzen überschreiten, sodass Haushaltsspielräume geschaffen werden, mit deren Hilfe die bestehende Investitionslücke geschlossen werden kann;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>15</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der NGEU-Anleihen zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, ihren höheren Ausgabenbedarf zu decken;
	entfällt

	
	


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>16</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Auke Zijlstra</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der im Rahmen von NGEU aufgenommenen Kredite zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist,
	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um nach Möglichkeit Ausgaben einzusparen; betont, dass eine Konzentration auf die zentralen Aufgaben von entscheidender Bedeutung ist, um insbesondere die Rückzahlung der im Rahmen von NGEU aufgenommenen Kredite zu ermöglichen, aber auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist,


Or. <Original>{NL}nl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>17</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Isabel Benjumea Benjumea</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der NGEU-Anleihen zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, ihren höheren Ausgabenbedarf zu decken;
	fordert die Kommission ferner auf, eine detaillierte Bewertung jedes einzelnen Haushaltspostens, der entsprechenden Durchführungsquote und der mit dem entsprechenden Haushaltspostens erzielten Wirkung vorzunehmen, damit ineffiziente oder überflüssige Ausgaben im Sinne einer Ausgabeneffizienz ermittelt werden, zur tragfähigen Rückzahlung der im Rahmen des Aufbauinstruments aufgenommenen Mittel beigetragen wird und sichergestellt wird, dass die Union ihren erhöhten Ausgabenbedarf decken kann;


Or. <Original>{ES}es</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>18</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rasmus Andresen</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der NGEU-Anleihen zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, ihren höheren Ausgabenbedarf zu decken;
	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; weist in diesem Kontext darauf hin, dass in dem Fahrplan für die Einführung neuer Eigenmittel als Leitprinzip für die Einführung der neuen Eigenmittel ausdrücklich festgelegt ist, diese an den Prioritäten der Union auszurichten sind, wie z. B. an der Bekämpfung des Klimawandels, der Kreislaufwirtschaft und der Vorbereitung Europas auf das digitale Zeitalter, wobei auch ein Beitrag zur Steuergerechtigkeit und zur verstärkten Bekämpfung von Steuerbetrug und Steuerhinterziehung geleistet werden soll; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der NGEU-Anleihen zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, ihren höheren Ausgabenbedarf zu decken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>19</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Joachim Streit</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der NGEU-Anleihen zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, ihren höheren Ausgabenbedarf zu decken;
	fordert die Kommission auf, sorgfältig zu prüfen, ob etwaige neue Eigenmittel notwendig und gerechtfertigt sind und mit den Grundsätzen der Subsidiarität, der Transparenz und der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung vereinbar sind; betont, dass solche Mittel klar definierten und zeitlich begrenzten Zielen dienen müssen, wie etwa der Rückzahlung von Anleihen; betont, dass bei der künftigen Finanzierung durch die Union der effizienten Verwendung und Umverteilung bestehender Mittel Vorrang vor der Einführung neuer Einnahmeinstrumente eingeräumt werden sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>20</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Rasmus Andresen</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der NGEU-Anleihen zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, ihren höheren Ausgabenbedarf zu decken;
	fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen fortzusetzen, um zusätzliche innovative und echte neue Eigenmittel und weitere Einnahmequellen zu ermitteln, die über die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 festgelegten Quellen hinausgehen; betont, dass neue Eigenmittel nicht nur unerlässlich sind, um die Rückzahlung der NGEU-Anleihen zu ermöglichen, sondern auch, um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, ihren höheren Ausgabenbedarf zu decken, insbesondere vor dem Hintergrund der zahlreichen Herausforderungen, mit denen die EU derzeit konfrontiert ist, einschließlich des neuen geopolitischen Kontexts; ist der Ansicht, dass alle neuen politischen Maßnahmen und sämtliche neue Herausforderungen der Union neue finanzielle Mittel und zusätzliche neue Ressourcen erfordern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>21</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	8a.	betont, dass das Aufbauinstrument NextGenerationEU (NGEU) übereilt konzipiert wurde und den EU-Haushalt bis 2058 über Gebühr strapaziert und dass zudem die im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität bereitgestellten Mittel nach wie vor nur begrenzt oder gar nicht kontrolliert werden, wodurch die Gefahr von Betrug, Misswirtschaft und nicht vertretbarer Verschwendung entsteht; ist daher der Ansicht, dass die Kommission die Bemerkungen des Europäischen Rechnungshofs und einiger Parlamentarier berücksichtigen und die Kontrollmechanismen stärken muss, um die tatsächliche Wirksamkeit der getätigten Investitionen effektiv zu bewerten und um Fehler aufzudecken und weitere zu verhindern;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>22</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Julien Sanchez, Angéline Furet</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	billigt den Standpunkt des Rates zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 1/2025;
	9.	lehnt den Standpunkt des Rates zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 1/2025 ab;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend></RepeatBlock-Amend>
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